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weil wir der Auffassung sind, dass 38 Tage, die jetzt 
vergangen sind, auch der richtige Zeitraum sind, um die 
Themen, die schiefgelaufen sind, ganz pragmatisch und 
lösungsorientiert, ohne Schaum vor dem Mund aufzuar-
beiten.  
 
Es sind einfach zu viele Fragen offen, die in Nordrhein-
Westfalen derzeit dafür genutzt werden, um Wahlkampf 
zu machen, die in unserem Land dazu genutzt werden, 
um in Vorbereitung der Bundestagswahl Wahlkampf zu 
machen. Wir in Berlin – ich will es gar nicht aussprechen; 
gestatten Sie mir diesen kleinen Seitenhieb – sind die 
nächsten fünf Jahre weit davon entfernt, Wahlkampf 
machen zu müssen, und können uns deshalb erlauben, 
eine Debatte zu führen, die die Fakten in den Mittelpunkt 
rückt und die vor allen Dingen dazu beiträgt, das mit 
einer gewissen Ruhe und Kontinuität zu machen, fernab 
der hier im Haus bereits etablierten Ausschüsse wie In-
nen- oder Rechtsausschuss. 
 
Es geht darum, Antworten auf Fragen zu finden, wie sie 
zum Bespiel die „Süddeutsche“ am gestrigen Tag auf-
wirft, wieso die Fahndung durch das Berliner LKA ver-
zögert wurde. Es geht darum, Fragen zu stellen und auch 
darauf Antworten zu finden, ob es ein Organisationsver-
sagen gab, und wenn ja, an welcher Stelle. Ob der Ruf 
des Innenministers, zu zentralisieren, der richtige ist oder 
lieber nicht zu zentralisieren und das eine oder andere auf 
Landesebene zu stärken. Es geht darum, Fragen zu stellen 
und Antworten zu finden, die herausarbeiten, was gerade 
in der Hauptstadt Berlin besser gemacht werden kann, um 
die Sicherheit in Zukunft zu garantieren bzw. die Freiheit 
sicherer zu machen und dazu beizutragen, dass das leichte 
Leben in dieser Stadt auch von jedem so gelebt werden 
kann.  
 
Die Erwartungen an uns alle hier im Haus sind groß. Sie 
sind groß über Parteigrenzen hinweg, denn es ist unsere 
Aufgabe, unabhängig von der Fraktionszugehörigkeit 
jetzt den Berlinerinnen und Berlinern Antworten zu ge-
ben. Es ist unsere Aufgabe, auch den Familien der Opfer 
Antworten zu geben: Was ist schiefgelaufen, und was 
kann besser gemacht werden? – Es ist unsere Aufgabe, 
und da bitte ich insbesondere auch die CDU, die Tages-
ordnung, um die es tatsächlich geht, in den Mittelpunkt 
zu rücken. Es geht nicht darum, irgendwelche Schuldzu-
weisungen an den ehemaligen Innensenator zu machen. 
Deshalb wollen wir diesen Untersuchungsausschuss 
nicht. Wir wollen ihn tatsächlich, um Probleme aufzuar-
beiten. Es geht auch nicht darum, jetzt eine Frage in den 
Mittelpunkt zu rücken – und da gucke ich noch mal zur 
SPD –, wer am Ende des Tages den Vorsitz in diesem 
Untersuchungsausschuss hat – das ist für uns eine zweit-
rangige Rolle –, sondern es geht darum, dass es einen 
Ausschuss in diesem Haus gibt, der sachlich und kollegi-
al daran arbeitet, die Sicherheit in dieser Stadt zu verbes-
sern und dazu beizutragen, das fernab der Tagesordnung 

und fernab der Themen, die Berlin darüber hinaus bewe-
gen, mit Kontinuität und Sachlichkeit zu machen.  

[Benedikt Lux (GRÜNE): Das macht 
der Innenausschuss!] 

– Herr Lux! Das kann der Innenausschuss nicht leisten, 
das wissen Sie auch.  

[Benedikt Lux (GRÜNE): Kommen Sie doch mal  
vorbei!] 

Deswegen fordern insbesondere auch die Grünen auf 
Bundesebene, einen Untersuchungsausschuss einzuset-
zen.  

[Benedikt Lux (GRÜNE): Auf Bundesebene!] 

Da gehört er eben nicht hin. Sie wollen damit Wahlkampf 
machen. Wir wollen den Berlinerinnen und Berlinern 
Antworten geben, die sie dringend brauchen.  

[Beifall bei der FDP und der AfD] 

 

Vizepräsidentin Dr. Manuela Schmidt: 
Vielen Dank! – Für die Fraktion der SPD hat jetzt Herr 
Schneider das Wort. – Bitte schön! 
 

Torsten Schneider (SPD): 

Frau Präsidentin! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Wir haben dazu eine grundsätzliche Haltung unter 
mehreren Aspekten. Erstens sind wir uns einig – die 
SPD-Fraktion und, ich glaube, alle im Haus –, dass wir es 
den besonderen Umständen der inkriminierten Tat, des 
abscheulichen Verbrechens und den Opfern und ihren 
Angehörigen schuldig sind, als Politik Fragen zu stellen 
und Fragen zu beantworten, wenn welche im Raum ste-
hen. Ich glaube, insoweit haben wir hier einen Grundkon-
sens.  
 
Zweitens – und das ist eine abstrakte Ebene – schätzen 
wir die Minderheitenrechte der Opposition, die ein be-
sonderes, verkürztes Quorum hat, als sehr wichtig für 
Parlamentarismus und als sehr hoch ein.  

[Beifall bei der SPD und  
den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

Drittens will ich noch mal an die Debatte von vorhin 
erinnern; das ist nämlich von den ersten beiden Punkten 
unberührt: Wenn heute in diesem Raum etwas auffällig 
ist, was in Ansehung der Wichtigkeit dieses Oppositions-
rechts unabgestimmt ist, dann wirft das solitäre Auftreten 
und Vorpreschen der FDP die Frage auf: Wie steht ei-
gentlich diese Opposition eingedenk der Tatsache, wo-
rüber wir hier reden? – Überhaupt nicht einig, nach mei-
nem Eindruck! – Sie haben immerhin Ihren Antrag in-
zwischen einlassungsfähig qualifiziert. Die Geschäftsfüh-
rer haben Ihnen unisono gesagt, dass Sie riskieren, ihn 

(Sebastian Czaja) 
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allein schon wegen der fehlenden Einlassungsfähigkeit 
hier nicht durchzubekommen.  
 
Eingedenk der Tatsache, über was wir hier reden, nehmen 
wir zur Kenntnis, dass sowohl in Nordrhein-Westfalen 
mit dem Instrument eines Sonderermittlers als auch jetzt 
im Deutschen Bundestag mit dem Instrument einer 
Taskforce der Gedanke der Aufarbeitung, des Fragenstel-
lens und der Ableitung der richtigen Antworten für unse-
re Sicherheitsarchitektur Platz greift. 
 
Wir haben uns als SPD noch kein abschließendes Bild 
gemacht, keine abschließende Entscheidung getroffen, 
wie wir uns zu der Frage, die die FDP bisher alleine ge-
stellt hat, nämlich der Einrichtung eines Parlamentari-
schen Untersuchungsausschusses im Land Berlin, verhal-
ten werden. Klar ist, und das ist eine abstrakte Klarheit: 
Wir werden nicht gegen eine Einrichtung eines Untersu-
chungsausschusses als Instrument der Opposition stim-
men. Das täten wir schon allein aus dieser Parlamentslo-
gik heraus nicht. Aber klar ist eben auch, und jedem ist 
das bewusst, dass Sie zusammen mit der AfD 37 Stim-
men haben und es jetzt völlig abschließend auf die Frage 
ankommt, welchen Aufklärungswillen die CDU-Fraktion 
hier hat in Abgrenzung zu ihrem Anspruch, Oppositions-
führer zu sein. – Vielen Dank!  

[Beifall bei der SPD und  
den GRÜNEN – 

Vereinzelter Beifall bei der LINKEN] 

 

Vizepräsidentin Dr. Manuela Schmidt: 
Vielen Dank! – Für die CDU-Fraktion hat jetzt Herr 
Dregger das Wort. – Bitte schön! 

[Canan Bayram (GRÜNE): Jetzt, Herr Dregger, sagen  
Sie mal: Wollen Sie, oder wollen Sie nicht?] 

 

Burkard Dregger (CDU): 

Frau Präsidentin! Verehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Unser Land ist vom Terror heimgesucht worden, und es 
ist richtig: Wir haben die Verantwortung, das Notwendi-
ge zu tun, damit sich Derartiges nicht wiederholt. Und 
diese Verantwortung besteht aus mehreren Säulen. Sie 
besteht daraus, dass wir unsere Sicherheitskräfte entspre-
chend ausstatten müssen, damit sie in der Lage sind, 
Gefahren abzuwehren. Dazu gibt es drei Komponenten: 
Es gibt die personelle Komponente, das heißt, die perso-
nelle Ausstattung der Sicherheitskräfte, es gibt die mate-
rielle Komponente, das ist die materielle Ausstattung der 
Sicherheitskräfte, und es gibt die gesetzliche Ermächti-
gung der Sicherheitskräfte, was sie tun dürfen, um Gefah-
ren abzuwehren.  Das sind Themen, die wir ernsthaft 
debattieren müssen, auch im Hinblick auf den Terroran-
schlag am Breitscheidplatz; denn wenn wir als gewählte 
Vertreter unseres Landes unserer Verantwortung nicht 
gerecht werden, die Sicherheit zu gewährleisten – jeden-

falls bestmöglich zu gewährleisten –, dann werden wir 
das Vertrauen der Menschen in unserem demokratischen, 
freiheitlichen Rechtsstaat verlieren. Deswegen ist es 
ungeheuer wichtig, dass wir die notwendigen Mittel zur 
Verfügung stellen, um das zu gewährleisten. 
 
Es kommt ein weiterer Punkt hinzu: Dazu gehört auch, 
dass wir unseren Sicherheitskräften den Rückhalt geben 
und den Rücken stärken, dass wir uns dann, wenn sie 
angegriffen werden, auch aus der Mitte unserer Gesell-
schaft heraus vor sie stellen. Und das ist etwas, was wir 
als Parlament auch gemeinsam machen müssen. 
 
Und dann – das ist richtig; darauf hat die FDP-Fraktion 
völlig zu Recht hingewiesen – kommt es auch darauf an, 
dass wir die Vorgänge im Vorfeld des Terroranschlages, 
den unmittelbaren Ablauf und auch die daraus zu ziehen-
den Konsequenzen prüfen und uns damit befassen müs-
sen. 
 
Ich kann Ihnen sagen, dass das ein Anliegen ist, das wir 
als CDU-Fraktion auf jeden Fall unterstützen. Wir haben 
bereits damit begonnen. Der Innenausschuss hat sich in 
seinen bisherigen Tagungen mit nichts anderem beschäf-
tigt. Und ich darf auch dem Herrn Innensenator konzedie-
ren, dass der Informationsfluss seitens der Senatsinnen-
verwaltung sehr positiv und funktionsfähig gewesen ist. 
Wir sind sehr gut auf unsere Fragen informiert worden, 
und es sind auch von keinerlei Fraktionen bisher Fragen 
offen geblieben. Dennoch ist auch richtig: Es sind noch 
nicht alle Fragen gestellt worden, es liegen auch noch gar 
nicht alle Ermittlungsergebnisse vor, sodass es darauf 
ankommen wird, diesen Prozess fortzuführen. 
 
Unsere Position ist bisher gewesen, bis Sie Ihren Antrag 
vor zwei Tagen präzisiert haben, dass der Antrag nicht 
statthaft ist, weil er keinen klaren Untersuchungsauftrag 
enthielt. Das haben Sie nachgebessert. Das ist anzuerken-
nen, das ist in Ordnung. Und wir werden jetzt zu prüfen 
haben, auch in den Ausschüssen, die sich mit Antrag zu 
beschäftigen haben, ob und inwieweit dieser Antrag zu-
stimmungsfähig ist. 
 
Dazu ist für mich auch wichtig, inwieweit die Informati-
onspolitik des Senates so bleibt, wie sie ist. Sollte ich das 
Gefühl haben, dass die Informationen nicht gut fließen, 
dann steht für mich ganz fest – jedenfalls wäre es meine 
Empfehlung –, dass dann ein Untersuchungsausschuss 
notwendig wird. Wenn die Informationen weiterhin gut 
fließen, kann ich mir auch etwas anderes vorstellen. Da 
sind wir noch offen. Wir werden das weiter beobachten. – 
Vielen Dank! 

[Beifall bei der CDU und der FDP – 
Beifall bei der LINKEN und den GRÜNEN] 

 

(Torsten Schneider) 
 


